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Die Niederlage und der schmachvolle Abzug der imperialistischen Besatzungstruppen in Afghanistan
haben die Taliban wieder an die Macht gebracht. Die Niederlage der USA, der NATO und ihrer
Verbündeten wie der Bundesrepublik offenbarte nicht nur den reaktionären Charakter dieser
Herrschaft – sie offenbarten zugleich auch, dass es sich bei deren angeblichen Fortschritten
weitgehend um Fiktionen handelte. Das Regime Ghani verfügte im eigenen Land über keine
wirkliche Machtbasis. Die imperialistische Besatzung, die weitere 20 Jahre Bürger:innenkrieg
brachte und Zehntausenden Menschen durch US- und NATO-Bombardements das Leben kostete,
stützte sich im Wesentlichen auf Besatzungstruppen, einen korrupten Staatsapparat und eine Allianz
mit reaktionären Eliten und Warlords.

Kein Wunder, dass diese Herrschaft von der Masse der Afghan:innen, insbesondere der ländlichen
Bevölkerung immer als das empfunden wurde, war sie war: ein Besatzungsregime.

Seit der Machtübernahme der Taliban hat sich die Lage jedoch längst nicht stabilisiert. Unter US-
Herrschaft wurde die Wirtschaft des Landes im Wesentlichen von westlichen Geldgeber:innen am
Leben gehalten. Den einzigen profitablen Exportsektor des Landes stellte der formell illegale,
faktisch jedoch immer tolerierte Drogenhandel dar. Dessen Profite eigneten sich natürlich nicht die
Bauern/Bäuerinnen und Landarbeiter:innen auf den Mohnfeldern, sondern Mittelsmänner und
Warlords an.

Nachdem die westlichen Besatzer:innen zum Abzug gezwungen worden waren, überließen sie das
Land den Taliban. Die Geld- und Devisenreserven des Landes beschlagnahmten jedoch die USA, um
so ein Milliarden US-Dollar schweres Druckmittel gegenüber dem neuen Regime zu behalten und
dieses ökonomisch zu destabilisieren, nachdem sie die Kontrolle über das Land verloren hatten.

Damit trägt der westliche Imperialismus selbst bis heute wesentlich zum faktischen Zusammenbruch
der afghanischen Wirtschaft bei und zu einer humanitären Katastrophe, die für Hundertausende, ja
Millionen Afghan:innen eine tödliche Gefahr darstellt und sie mit dem Hungertod oder Erfrieren
bedroht. Mit der Wirtschaft und der Versorgung lebensnotwendiger Güter brach zugleich das
Gesundheitssystem zusammen. Millionen sind zur Flucht in die Nachbarländer gezwungen, vor
allem nach Pakistan und in den Iran.

Dabei könnten die USA und ihre Verbündeten, die für die gesamte Katastrophe wesentlich
verantwortlich sind, durch die Freigabe von Milliarden US-Dollar die Hungersnot und den Mangel
an lebenswichtigen Gütern seit Monaten lindern. Für sie sind Millionen afghanische Arbeiter:innen,
Bauern/Bäuerinnen und selbst die Mittelschichten jedoch nur Marionetten, deren Leben nichts zählt,
wenn es um geostrategisches Kleingeld geht und darum, den Taliban Zugeständnisse bei der
Neuordnung des Landes abzuringen. Auch China und Russland halten sich, wie nicht anders zu
erwarten, mit humanitärer Hilfe vornehm zurück. Millionen Afghan:innen werden so in die Flucht
getrieben, sei es im eigenen Land, sei es in Nachbarländer wie Pakistan oder den Iran. Der Westen
nimmt allenfalls einige Tausend ehemalige Beschäftigte der Besatzungsarmeen auf – und selbst
diese werden zumeist im Stich gelassen. Für die Masse der Afghan:innen gibt es keinen Weg nach
Europa oder in die USA. Und wer es dennoch schaffen sollte, dem/r droht die Abschiebung.
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Die ökonomische Krise bedeutet jedoch, dass die Taliban bis heute ihre Herrschaft im Land nicht
vollständig etablieren und durchsetzen konnten. In etlichen Regionen und Provinzen müssen sie sich
auf traditionelle Eliten und Strukturen stützen. In manchen wird ihre Macht von noch
reaktionäreren islamistischen Kräften herausgefordert, die dem sog. Islamischen Staat politisch-
ideologisch nahestehen.

Frauen sind von der ökonomischen Krise besonders hart betroffen, weil sie in der Öffentlichkeit
weniger bewegen und bis auf wenige Bereiche faktisch von der Lohnarbeit ausgeschlossen sind.

Unterdrückung und Widerstand

Doch viele Frauen sind selbst unter der Herrschaft der Taliban nicht bereit, sich als Opfer
widerstandslos zu fügen. Im Gegenteil. Sie widersetzen sich unter diesen Bedingungen und trotz
zügelloser Repression, die das eigene Leben kosten kann. Proteste ohne Genehmigung der
Regierung werden verboten und Journalist:innen festgenommen, von denen viele schwer verprügelt
wurden, sodass sie ins Krankenhaus mussten. Und dies sind nur einige gut dokumentierte Fälle der
Repression.

Die Taliban behaupten zwar, sich für die Rechte der Frauen einzusetzen, aber alle, mit Ausnahme
derjenigen im öffentlichen Gesundheitswesen, wurden aufgefordert, nicht zu arbeiten, bis sich die
Sicherheitslage verbessert habe. Die gleiche Ausrede wurde in den 1990er Jahren benutzt, um
Frauen von der Teilnahme am öffentlichen Leben fernzuhalten. Außerdem haben die Taliban den
Frauen erneut eine strenge reaktionäre Kleiderordnung auferlegt, die das Tragen von
Kopfbedeckungen und Gesichtsschleiern wie Hidschab und Niqab vorschreibt. Weiterführende
Schulen für Mädchen wurden geschlossen. Längere Wege dürfen nur in männlicher Begleitung
zurückgelegt werden.

Als Reaktion auf die zunehmende Zahl von Protesten haben die Taliban erklärt, dass
Demonstrantinnen nicht nur eine Genehmigung des Justizministeriums einholen, sondern die
Sicherheitsdienste auch Ort und Zeit des Protests und sogar die Verwendung von Transparenten
und Slogans genehmigen müssen.

Frauen, die gegen die Talibanherrschaft protestieren, wurden angehalten, mit Peitschen geschlagen
und mit Elektrostöcken geprügelt. Mit scharfen Salven, die angeblich über Menschenmengen in die
Luft geschossen wurden, sind bereits im September 2021 drei Menschen getötet worden. Die
Frauen wurden nicht nur mit Namen beschimpft, deren Wiederholung sie als beschämend
empfinden, sondern es wurde ihnen auch gesagt, sie sollten nach Hause gehen, weil dies „ihr Platz“
sei. Dennoch protestieren die Frauen weiter, und zwar nicht nur gegen die Taliban, sondern oft auch
gegen ihre Familien.

Bisher wurden die meisten Proteste von jungen Frauen und auch Männern angeführt, die vor allem
aus der Mittelschicht stammen und beschäftigt sind/waren. Sie zeigen, wie sich die Urbanisierung
unter der imperialistischen Besatzung auf Afghanistan ausgewirkt hat. Die 20 Jahre der Besatzung
und des Krieges haben es einem Teil der jungen Afghan:innen ermöglicht, das Leben in den Städten
mit gewissen Freiheiten zu erleben. Für sie würde die Herrschaft der Taliban bedeuten, dass sie in
eine Gesellschaft gezwungen werden, die sie nie gekannt haben und in der sie die begrenzten
„Privilegien“ verlieren, zu arbeiten und am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Insbesondere
junge Frauen, die in den Städten aufgewachsen sind, sind dazu nicht bereit.

Dies wurde von Mitgliedern der Revolutionären Vereinigung der Frauen Afghanistans (RAWA) bei
einer Protestaktion in Balkh (Balch; Nordafghanistan) am 6. September mit Plakaten deutlich zum
Ausdruck gebracht: „Wir gehen nicht zurück!“ und „Frauen werden nicht zurückgehen!“



Trotz Repression gingen die Proteste in den letzten Monaten weiter. So organisierten Frauen in
mehreren Städten öffentliche Proteste am 25. November, dem internationalen Tag gegen Gewalt an
Frauen, und am 10. Dezember, dem internationalen Tag der Menschenrechte mit Losungen wie:
„Fundamentalism + Imperialism = Barbarism!“ Auch gegen die im Dezember beschlossene
Einschränkung der Bewegungsfreiheit gingen Frauen in Kabul auf die Straße.

In der Erklärung der RAWA zur Machtübernahme durch die Taliban wurde ihr Standpunkt klar und
deutlich dargelegt: „In den letzten 20 Jahren war eine unserer Forderungen ein Ende der US/NATO-
Besatzung und noch besser wäre es, wenn sie ihre islamischen Fundamentalisten und
Technokrat:innen mitnehmen und unser Volk selbst über sein Schicksal entscheiden lassen würden.
Diese Besatzung hat nur zu Blutvergießen, Zerstörung und Chaos geführt. Sie haben unser Land in
den korruptesten, unsichersten, von Drogenmafiastrukturen durchsetzten und gefährlichsten Ort
verwandelt, vor allem für Frauen.“

Dies unterstreicht den progressiven Charakter der Demonstrationen. Im Moment mag es ihnen an
starker, landesweiter Unterstützung fehlen, aber zwei Faktoren könnten das drastisch ändern.
Erstens: Die Abwertung der afghanischen Währung und die steigende Inflation führen dazu, dass die
meisten AfghanInnen darum kämpfen, überhaupt Brot auf den Tisch bringen können, was die
Aufrechterhaltung der Ordnung von Tag zu Tag schwieriger macht. Zweitens nehmen die Angriffe
auf die demokratischen Freiheiten in dem Maße zu, in dem die Taliban mehr Kontrolle über das
Land erlangen. Das führt dazu, dass immer mehr Schichten der Gesellschaft in den Widerstand
gezogen werden, wodurch Raum für den Klassenkampf geschaffen wird, der das derzeitige
reaktionäre Regime wirksam stürzen kann.

Kontrolle

Da es unter der Herrschaft der Taliban zu Protesten kommen konnte, zeigt sich auch, dass sie das
Land noch nicht vollständig unter Kontrolle haben. Ihre Verbote werden trotz strenger Repressionen
weiterhin missachtet. Infolgedessen organisierten die Taliban eigene Gegenproteste, bei denen
verschleierte Frauen in Universitäten Talibanfahnen trugen, um deren Herrschaft zu verteidigen.
Dies zeigt, dass die neuen Herren zumindest derzeit nicht mehr so regieren können wie in den
1990er Jahren. Diese inszenierten Gegenproteste sind ein Versuch, eine soziale Rechtfertigung für
die Durchsetzung der Reaktion zu schaffen, anstatt einfach jede Opposition mit brutaler Gewalt zu
unterdrücken.

Ein weiterer wichtiger Faktor ist die Loyalität der lokalen Warlords. Sie mögen die
Talibanherrschaft vorerst akzeptiert haben, aber solche Loyalitäten werden sich in Zeiten
widerstreitender Interessen ändern. Auch die Kämpfe innerhalb der Talibanfraktionen sollten nicht
außer Acht gelassen werden. Das Ausmaß, in dem diese Faktoren ihre Herrschaft schwächen und
destabilisieren könnten, hängt weitgehend von der Rolle Chinas ab. Der chinesische Imperialismus
hegt mit seiner „Neuen Seidenstraße“-Initiative ein eigenes Interesse daran, die Beziehungen zu den
Taliban aufrechtzuerhalten. Der Rückzug der USA ermöglicht es ihm, zu einem noch mächtigeren
Akteur in der Region zu geraten.

Die Liga für die Fünfte Internationale erklärt sich uneingeschränkt solidarisch mit der entstehenden
Frauenbewegung in Afghanistan. Diese aufkeimende Bewegung ist derzeit noch fragmentiert und
schwach und trägt einen klassenübergreifenden Charakter mit der unbestreitbaren Präsenz einiger
proimperialistischer und Mittel- und Oberschichtelemente. Dennoch bietet sie Hoffnung für die
Millionen kriegsgeschüttelter Afghan:innen, die der imperialen Besatzung überdrüssig sind, aber
auch die Politik der ehemaligen Ghaniregierung und die Reaktion der Taliban ablehnen. In einem
Land, in dem 80 Prozent der Bevölkerung arbeitslos oder unterbeschäftigt sind, ist eine solche
Bewegung das Gebot der Stunde.



Revolutionär:innen in Afghanistan müssen diese Bewegung aufbauen und ihre fortgeschrittensten
und bewusstesten Schichten für das Programm der permanenten Revolution gewinnen. Im Kampf
für demokratische Grundfreiheiten wie das Recht auf Arbeit und Sozialleistungen für Frauen treten
wir für den Aufbau von Organisation der Arbeiter:innen und Bauern/Bäuerinnen ein, die nicht nur
die Taliban besiegen, sondern auch diese Rechte garantieren können und um die Macht kämpfen.

Die afghanischen Revolutionär:innen müssen sich auf der Grundlage eines revolutionären
Programms organisieren, das keine Illusionen in eine imperialistische Macht, seien es die USA,
China oder Russland, schürt. Dies wird entscheidend sein für die Intervention bei den aktuellen
Protesten oder bei künftigen Bewegungen in dem Land. Die wirklichen Verbündeten der
Arbeiter:innen, der armen Bauern und Bäuerinnen, der Frauen und der nationalen Minderheiten
sind nicht die imperialistischen Mächte.

Es sind die Arbeiter:innen Pakistans, Irans, Turkmenistans, Tadschikistans, Usbekistans und Chinas,
die in ihren jeweiligen Ländern für die Aufnahme afghanischer Flüchtlinge kämpfen müssen. Es sind
die britischen, amerikanischen, deutschen und französischen Lohnabhängigen, die sich nicht nur für
die Aufnahme afghanischer Flüchtlinge einsetzen müssen, sondern auch dafür, dass ihre
Regierungen keine Sanktionen gegen Afghanistan verhängen und Reparationen für den
Wiederaufbau des Landes zahlen.

Die Arbeiter:innen in der ganzen Welt müssen ihre Solidarität mit unseren afghanischen Brüdern
und Schwestern, die schon viel zu lange unter dem Krieg leiden, in Aktionen organisieren. Es lebe
die internationale Solidarität! Lang lebe der Kampf gegen die Taliban und den Imperialismus in
Afghanistan!


